
BÜNDNIS 90 / DIE GRÜNEN 

IM AALENER STADTRAT 

 

Rede zum Haushaltsenwurf 2010 

 

Am 22.10.09 hat die Verwaltung einen ersten  Haushaltsplanentwurf 
in den Gemeinderat eingebracht. Einmalig nicht nur die geplante 

Kreditaufnahme von fast 20 Mio Euro, sondern auch, dass dem 

Gemeinderat ein nicht genehmigungsfähiger Entwurf vorgelegt 
wurde.  

 

Sie Herr Oberbürgermeister Gerlach haben dazu in ihrer Rede 
anläßlich der Einbringung ausgeführt: 

    

„Es ist nun an uns, dieses „politische Programm in Zahlen“ für das   
Jahr 2010 zu einem beschluss- und vielleicht sogar 

genehmigungsfähigen Haushaltsplan weiterzuentwickeln.“ 

 
Dies ist bemerkenswert. Wir erwarten allerdings vom 

Oberbürgermeister, dass er  – wie bisher auch – zukünftig dem 

Gemeinderat wieder einen Haushaltsentwurf als Arbeitsgrundlage 
vorlegt und nicht ein politisches Wunschkonzert in Zahlen, das weder 

finanzierbar, noch genehmigungsfähig ist. 

 
Noch bemerkenswerter sind ihre nachfolgenden Bemerkungen 

anläßlich der Einbringung. Ich zitiere: 

 
„Eine Streichungsdiskussion über alle Projekte, die in den letzten 

Jahren aus guten Gründen politisch ausgehandelt wurden in unserem 

sehr komplexen politischen Miteinander in der Stadt, halte ich für 
kontraproduktiv. Streichungen würden der tatsächlichen Situation in 

der Langzeitbetrachtung nicht gerecht.“ 

 
Diese Streichungsdiskussion und nichts anderes aber werden wir 

notgedrungen im Frühjahr nochmals im Rahmen der angekündigten 

erneuten Auseinandersetzung mit der mittelfristigen Finanzplanung 
führen müssen.  
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Und ein letztes Zitat aus ihrer Einbringungsrede: 

 

„ Die Bundesregierung verspricht Steuersenkungen, wir schlagen 
keine Steuererhöhungen vor“ 

 
Wie die neue Bundesregierung sich letztlich aus dem gordischen 

Knoten ihrer falschen Wahlversprechen befreit oder auch nicht und 

wann sie gedenkt, ihre Chaostage zu beenden, möchte ich an dieser 
Stelle einmal dahin gestellt lassen. Es wäre allerdings auch für die 

Kommunen und ihre Planung enorm wichtig, dass schwarz-gelb in 

Berlin endlich erkennt, dass nicht alle Tage Karneval ist. 
 

Jedenfalls musste die Verwaltung der Stadt Aalen nur kurze Zeit nach 

den vollmundigen Worten des OB dem Gemeinderat die Erhöhung 
gleich dreier Steuern vorschlagen. 

Und dies war vorhersehbar, weil es gesetzliche Vorgaben der 

Gemeindehaushaltsverordnung gibt, die auch das 
Regierungspräsidium bei der Prüfung der Genehmigungsfähigkeit 

einzuhalten hat. 

 
Für die Stadt Aalen endete der Sinkflug auf den Boden der Tatsachen 

in den Haushaltsberatungen im Gegensatz zu dem in ihrer Rede 

gezogenen Schluss, Herr Gerlach, sehr wohl in einer Bruchlandung. 
Dafür trägt der Gemeinderat der Stadt die Verantwortung, aber auch 

der Oberbürgermeister, der die Dinge selektiv wahrnimmt und immer 

nur mit den positiven Zahlen hausieren geht, seien sie auch von 
vorgestern.  

 

Dies wurde leider von vielen Räten als Aufforderung verstanden, nicht 
so zimperlich zu sein und auf einen Rekordschuldenhaushalt 

nochmals kräftig draufzusatteln. Meister die CDU, deren groß 

angekündigte Sparpolitik zwar gleich zu Beginn der Beratungen einen 
Höhepunkt erlebte, als sie Projekte der christlichen Nächstenliebe ins 

Visier nahm. Die mageren 11.700 Euro für die Dritte Welt sollten  
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halbiert werden. Danach brach der Sparwille der Union aber in sich 
zusammen. Und dann ging die Party erst richtig los. 

 

Dass sich die Mehrheit des Gemeinderats, um den nicht 
genehmigungsfähigen Entwuf beim RP durchzubringen, wieder 

einmal mit einem Taschenspielertrick beholfen hat, nämlich 
kurzerhand 3,2 Mio Euro dem virtuellen Eigenkapital Abwasser zu 

entnehmen, macht die Sache keinesfalls besser.  

 
Zum einen ist das natürlich keineswegs eine „Sparkasse“, denn die 

Entnahme führt dazu, dass der Eigenbetrieb fremd finanzieren muss  

und damit der Schuldenstand des Eigentümers Stadt steigt. 
Zum anderen brauchen wir diese Finanzierungsmittel dringend, um 

die Stadtwerke so als Unternehmen aufzustellen, dass wir auch in 

Zukunft noch eine Freude, sprich Gewinn – daran haben. 
Dies erfordert hohe Investitionen im Bereich der Energieerzeugung 

und -verteilung. 

 
Das jetzt entnomme Geld wird uns fehlen. Die Tretmine Cross-

Border-Leasing noch gar nicht mit eingerechnet.  

Weitsichtige Politik sieht anders aus ! 

 

Die Erhöhung der Steuern wird dennoch kommen, weil man das Spiel 

in den nächsten Jahren nicht endlos treiben kann. Nach dem jetzigen 
Stand der mittelfristigen Finanzplanung werden die Schulden bis 

2013 auf rund 100 Mio Euro steigen und sich damit gegenüber Ende 

2008 innerhalb von nur 5 Jahren fast verdoppelt haben. Die 
beschlossene Schuldenobergrenze von 80 Mio Euro interessiert die 

Aalener große Schuldenkoalition nicht mehr 

Und die Begehrlichkeiten werden noch steigen, weil vieles 
vorgezogen wurde und man in den nächsten Jahren ja auch noch etwas 

gestalten will. 

 
OB und Gemeinderat drehen die Spirale in die Verschuldung immer 

weiter. 
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Stellt man wie wir Einsparungsanträge, wird man immer belehrt, dass 
man aber gerade da nicht sparen könne.  

Es ist wie beim Alkoholiker, der, um den Kater nach der durchzechten 

Nacht zu vertreiben, morgens weiter trinkt. 
 

Das Ergebnis: Unsere Kinder müssen alles, was wir über den Durst 
trinken, zurück zahlen. Sie werden weniger Geld zur Verfügung 

haben, Zinsen zurückzahlen müssen und wenn wir alt sind auf Grund 

der Demografie von Soziallasten erdrückt werden. 
Dies, weil unsere Generation zu feige war, den Kopf hinzuhalten für 

eine Politik, bei der Einnahmen und Ausgaben im Einklang stehen. 

An der einen und anderen Stelle den Bürgerinnen und Bürgern ein 
„Nein“ zu Wünschen zu erklären. 

 

Und noch ein Wort an die, die die Doppik herbeisehnen, Herr Schmid, 
in der Hoffnung damit begründen zu können, zukünftig noch mehr 

Geld auszugeben. Die Doppik bringt keinen Euro mehr in unsere 

Kassen. 
Und auch wenn der „Boulevard Bahnhofstrasse“ und die Bäder dann 

bewertet und in die Bilanz eingestellt werden, werden wir sie dennoch 

nicht verkaufen können. 
 

Was ist zu tun ? 

 
Wir müssen die mittelfristige Finanzplanung entrümpeln. 

Alles was nicht sein muss, muss jetzt raus. 

 
Dass die unsägliche Kocherbrücke bei SHW auf unseren Antrag 

gestrichen wurde, ist gut, war aber längst überfällig, denn sinnloser 

kann man Geld nicht ausgeben. 
 

Raus muss auch der  Umbau der Stuttgarter Straße im Bereich 

zwischen Ellwanger Torplatz und  Polizeirevier. Man kann mit dem 
jetzigen Zustand in finanzschwachen Zeiten gut leben. 
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Die Maßnahmen für die Innenstadt müssen auf die Belagsangleichung 
für ältere und Gehbehinderte reduziert werden. 

Das seinem Namen gerecht werdende Leermann-Konzept einer 

geschleckten Fußgängerzone unter Austausch aller Papierkörbe, 
Fahrradständer, Sitzgelegenheiten und anderer teurer Accessoires 

brauchen wir nicht. Es ist übrigens schon bemerkenswert, dass wir 
insoweit kühlen Minimalismus unter Entfernung jeglichen 

Aussenverkaufs beschlossen haben, aber unsere Fußgängerzone 

laufend, insbesondere in der Top-Einkaufszeit  vor Weihnachten, mit 
Autos zupflastern. 

 

Von der Erlebniswelt Eisen werden wir uns verabschieden müssen, 
weil die reale Welt spannend genug werden wird. 

Wir brauchen ein Museumskonzept, das sich auf das Wesentliche 

beschränkt, dort auch mehr Einnahmen generiert und die Folgekosten 
im Museumsbereich deutlich reduziert, statt sie laufend zu erhöhen. 

 

Mit dem Stadthallenrestaurant sollten wir uns nochmals intensiv 
beschäftigen. Es will uns nicht in den Kopf, dass ein Restaurant in 

Innenstadtnähe mit Parkplätzen ohne Ende und beim Weltkulturerbe 

nicht wirtschaftlich betrieben werden kann. 
 

Die Unterhaltung einer Asthmatherapie ist nicht Aufgabe der Stadt. 

Ihr Betrieb muss sich wirtschaftlich rechnen. Wir wollen den Betrieb 
ausschreiben mit dem Ziel, einen kleineren Betreiber mit neuen Ideen, 

vielleicht auch einen Existenzgründer, zu finden, der allerdings sehr 

gute Branchenkenntnisse im Gesundheitswesen haben muss, 
insbesondere was die Leistungen der Krankenversicherer anbetrifft. 

 

Wir müssen die Ausweisung von Neubaugebieten durchforsten, 
deutlich reduzieren und ein städtbauliches Entwicklungskonzept 

dazu ausarbeiten ,wie wir den Generationenwechsel im Wohnungs- 

und Häuserbestand ohne massenweisen Leerstand bewältigen. Es wäre 
aus ökologischen und sozialen Gesichtspunkten richtig, die 120.000 

Euro Subventionen an Familien nicht beim Verkauf von  
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Neubaugrundstücken zu gewähren, sondern beim Renovierung eines 
Altbaus. 

 

Wir aber erschließen immer mehr Land mit neuen Strassen und 
Versorgungseinrichtungen für zukünftig immer weniger Menschen. 

Und jammern andererseits darüber, dass wir nicht einmal Geld dafür 
haben, die bestehenden Strassen instand zu halten. 

 

Der demografische Wandel ist eine Herausforderung, die wir zwar 
zur Kenntnis genommen, aber noch lange nicht begriffen haben. 

Schon wenns ein bißchen weh tut, scheuen wir vor Konsequenzen aus 

den Erkenntnissen zurück. 
 

Diese demografische Umwälzung wird gemeinsam mit völlig 

veränderten Erwerbsbiographien erstmals wirklich zu Altersarmut in 
größerer Zahl führen.  

Die Jüngeren werden die Folgen auf Grund der Alterspyramide 

ebenso schmerzhaft spüren. 
Wir werden alle weniger Geld zur Verfügung haben. Dies wird auch 

zu weniger Mobilität führen, verschärft durch den Umstand, dass  

nach Berechnung der internationalen Energieagentur bei der 
Erdölförderung noch vor 2020 auf Grund der zurückgehenden 

Ressourcen und der immer schwieriger werden Förderung der 

sogenannte Peak Oil, der Wendepunkt in der Erdölförderung, erreicht 
sein wird. 

 

Es ist deshalb nicht sinnvoll, unser Strassennetz für immer größere 
Belastungen zu dimensionieren. 

Wir müssen statt dessen unsere gesamte Infrastruktur dem 

demografischen Wandel anpassen und intelligent verschlanken, um 
zukunftsfähig zu werden. Hier gilt das Motto:“ Qualität vor 

Quantität“. Die Gemeinden, denen das gelingt, werden in 20 Jahren 

die Nase vorn haben und nicht die, die immer einfach von allem mehr 
haben wollen. 
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Die Verschlankung betrifft auch die öffentliche Verwaltung. 
Zumindest die Zahl der Stellen, die wir bei Bildung und Betreuung 

neu schaffen, um in junge Menschen zu investieren, sind anderswo 

einzusparen. 
 

Wir brauchen eine Aufgabenkritik. Mit zurückgehenden 
Investitionen fallen auch Aufgaben weg. Diese Nischen gilt es 

gemeinsam aufzuspüren und die Konsequenzen zu ziehen. Die 

öffentlichen Verwaltungen leben vom Geld der Bürger. Sie müssen 
effizient ihre Aufgaben erfüllen. Arbeitsplätze müssen vorrangig dort 

geschaffen werden, wo das Geld auch verdient wird, nämlich im 

privaten Bereich. Dies ist übrigens ein Grund, warum wir das EULE-

Projekt mit vorantreiben und auf zukunftsfähige Technologien und 

Dienstleistungen fokusieren wollen, obwohl es viel Geld kostet. 

 
Zur Untersuchung der Effizienz unserer Verwaltung gehört auch , dass 

wir 35 Jahre nach der Gemeindereform eine Bestandsaufnahme 

unserer dezentralen Verwaltung erstellen. 
Wir sollten im Vergleich mit anderen Flächenstädten mit ähnlicher 

Geschichte heraus arbeiten, was gut läuft und wo und wie wir die 

Aufgaben der Stadt bürgernah erledigen und doch straffen können. 
Dabei gilt es, Doppelstrukturen zu vermeiden. Das heißt, auf der einen 

Seite zu prüfen, wo welche Aufgaben genauso gut, aber günstiger 

zentral erledigt werden. Auf der anderen Seite aber auch, wie die 
Kompetenzen der Entscheidungsträger in Ortschaftsräten sinnvoll 

gestärkt werden können und dem dort häufig nicht ohne Grund 

vorhandenen Gefühl der Ohnmacht entgegen gewirkt werden kann.  
Ziel muss es sein, vor dem Hintergrund der dramatischen 

Finanzentwicklung die Verantwortung aller für die Gesamtstadt zu 

schärfen und zu gemeinsam getragenen Lösungen zu kommen. 
 

Die Fraktion von Bündnis 90 / DIE GRÜNEN stellt deshalb den 

Antrag, eine breite öffentliche Diskussion über dieses Thema zu 
eröffnen. Beginnen soll dies mit einer gemeinsamen Veranstaltung des 

Gemeinderats und aller Ortschaftsräte mit einer externen Moderation 

und  einem oder mehreren Referenten, z.B. von vergleichbaren                                                   
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Gemeinden, dem Städtetag und der Gemeindeprüfungsanstalt, die 

berichten können, wie sich andere Flächenstädte mit ähnlicher 

Geschichte seit 1974 entwickelt haben. 
Bezüglich der Form der Diskussion sind wir für jeden sinnvollen 

Vorschlag offen. 
 

Liebe Kolleginnen und Kollegen, die von uns beschriebenen 

Problemstellungen sind keine Schwarzmalerei, sondern ein Szenario, 
das uns Natur- und Sozialwissenschaftler für die Zukunft klar 

beschreiben. Wenn wir hierauf immer wieder hinweisen, ist dies ein 

leidenschaftliches Plädoyer für eine langfristig angelegte Politik. 
Dafür, sich trotz bzw. gerade wegen der Dimensionen der 

Herausforderungen den Realitäten zu stellen und heute das 

Notwendige zu entscheiden, damit unser Nachkommen übermorgen 
Einklang mit ihren ökonomischen und ökologischen Ressourcen 

werden leben können.   

 
In diesem Sinne richtig ist – und das ist festzuhalten – , dass wir viel 

in Bildung und Betreuung, in Menschen , investieren. Da sind wir 

mit Verwaltung und Gemeinderat einig. 
Im übrigen aber liegen wir in unseren Vorstellungen erheblich 

auseinander, beim Umgang mit Geld trennen uns Welten. 

Die Fraktion von Bündnis 90 / DIE GRÜNEN wird deshalb den 
Etatentwurf und die mittelfristige Finanzplanung ablehnen. 

Wir  bedanken uns bei der  Verwaltung, insbesondere aber der 

Kämmerei, die dieses Jahr ein besonders hartes Brot hatte, für die 
geleistete Arbeit. 

 

 
 

Fleischer 

 
( Es gilt das gesprochene Wort ) 

 

   



 

 

 
 

 

 
 

 
 

 

 
 

 

 
 

 

 
 

 

 
 

 

 
 


